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Verkündet

am 160 Dezember 1959

I m N a m e n d e s V o l k e 5

In Sachen

g e g e n

Beklagte und Revisionsbeklagte,

hat der 90 Senat des Bundessozialgerichts auf die

mündliche Verhandlung vom 160 Dezember 1959‚

an der mitgewirkt haben

Senatspräsident Dro W e i 8

‘ als Vorsitzender‚

Bundesrichter Dr() R u c k e r t
‚

und

Bundesrichter Dr° S c h w a n k h a r t
als weitere Berufsrichter‚

Bundessozialrichter Dr„ R o e c k n e r und

Bundessozialrichter R ö b e r
als ehrenamtliche Beisitzer,

für Recht erkannt:

Das Urteil des Landessozialgerichts Hamburg vom

200 April 1955 wird aufgehoben° Die Berufung der
Beklagten gegen das Urteil des Sozialgerichts

Hamburg vom 15° November 1954 wird zurückgewiesen"

Die Beklagte hat der Klägerin die außergericht»

lichen Kosten des zweiten und dritten Rechtszuges

zu erstatten„
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G r ü n d_e :-—-——‚-—-»— ...-...... _ __

Die am 24„ Mai 1920 geborene Klägerin war mit dem seit 200 Au—

gust 1944 kriegsverschollenen und später für tot erklärten

E::zt W *'—: W::f - festgestellter Zeitpunkt des Todes: 510Juli

1949 — verheiratet. Aus der Ehe ist der am 140 Juli 1942 ge—

borene Sohn Ji:;:: hervorgegangena Dieser hielt sich bis

300 Juni 1954 bei der Mutter der Klägerin in Thüringen auf°

Am 50° August 1952 beantragte die Klägerin beim Versorgungsamt

(VersorgA.) Hamburg, ihr Witwenrente nach dem Bundesversorgungs—

gesetz (BVG) zu gewähren° Das VersorgA° bewilligte mit Bescheid

vom 60 März 1953 Witwengrundrente von monatlich 20‚—- DM ab

1° August 1952„ Die Rente gelangte erst-ab 10 August 1955

zur Auszahlung, weil die Verwaltungsbehörde vom 10 August 1952

bis 51° Juli 1953 das Ruhen der Rente anordnete, da die Klä—

gerin das 40° Lebensjahr noch nicht vollendet und auch nicht

für ein waisenrenteberechtigtes Kind (5 41 Absq 1 Buchst° 0
BVG) zu sorgen habe° Den Einspruch der Klägerin wies der Be—

schwerdeausschuß zurück, weil das Kind keine Waisenrente nach

dem BVG beziehe° Mit der Klage begehrt die Klägerin die volle

Witwengrundrente von 40,—— DM ab 10 August 19520

Das Sozialgericht (SG„) verurteilte mit Urteil vom 150 November
1954 die Beklagte, der Klägerin die volle Witwengrundrente

nach @40 BVG ab 1„ September 1952 zu gewähren„ Es ließ die
Berufung wegen der grundsätzlichen Bedeutung der Rechtssache

zu° Auf die Berufung der Beklagten hob das Landessozialgericht
(DSGO) mit Urteil v0m 200 April 1955 das Urteil der Vorinstanz

auf und wies die Klage insoweit ab, als die Beklagte zur
Zahlung der vollen Witwengrundrente für die Zeit vor dem 10Juli

1954 verurteilt worden war° Es führte aus: Das gemeinschaftliche

Kind J+*ff‘ habe sich ’bis Ende Juni 1954 im Bereich der
Sowjetzone befunden und während dieser Zeit keine Waisenrente

nach dem BVG, sondern nach den ostzonalen Bestimmungen bezogen°

Nach dem Wortlaut des @ 41 Absa 1 Buchst° 0 BVG und der Stel==
lung des Relativsatzes "das eine Waisenrente nach diesem Ges

setz bezieht" sei der Schluß zwingend, daß sich die in diesem.
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_5._.

Satz ausgesprochene Voraussetzung auf die Kinder des Verstor—

benen und die eigenen Kinder der Witwe, die nicht zugleäch

Kinder des Verstorbenen sind, d„h° auf sämtliche im Gesetz

aufgezählten Kinder, beziehe° Der Relativsatz müßte sie

sonst unmittelbar an die Worte "oder ein eigenes Kind"

anschließen° Auch aus dem Sinn der Vorschrift ergebe sich

kein Anhalt für eine unterschiedliche Behandlung von Kindern

der Witwe und des Verstorbenen, weil der versorgungsrechtliche

Tatbestand — Tod des männlichen Ernährers durch Kriegsein—

wirkung - der gleiche sei, Solange das Kind keine Waise■—

rente nach dem BVG bezogen habe, stehe der Klägerin kein

Anspruch auf volle Witwengrundrente zu° Das LSG, ließ die

1
Gegen das am 40 Mai 1955 zugestellte Urteil hat die Klägerin

am 10 Juni 1955 Revision eingelegt und diese am 15° Jun■ 1955

begründet° Sie hat beantragt, unter Aufhebung des angechh—

tenen Urteils die Berufung der Beklagten gegen das Urteil

des SG„ vom 15„ November 1954 zurückzuweisen und die Beklag—

te zu verurteilen, der Klägerin auch die Kosten des zweiten

\
Die Revision rügt Verletzung der 55 40 und 41 Abs° 1 Buchsto

c BVG° Bei den Kindern des Verstorbenen im Sinne des © 45

Abs° 2 BVG sei es nicht sinnvoll, die Gewährung der volhen

Revision zu„

und dritten Rechtszuges zu erstatten,

Witwéngrundrente davon abhängig zu machen, daß_das Kind

des Verstorbenen Waisenrente nach dem BVG tatsächlich be—

ziehe; denn ein Unterschied liege dann nur in der Geltend—

machung des Anspruchs auf Waisenrente° Die Witwe unter 40

Jahren würde die höhere Grundrente nur in den Fällen nicht

erhalten, in denen der Waisenrentenanspruch nicht angemeddet

worden sei° Daß es auf einen realisierten AnSpruch auf

Waisenrente nicht ankomme, zeige Nr° 2 der Verwaltungsvor—

schriften zu @ 41 BVG, wonach die Gewährung des Härteausk

gleichs für die Witwe nicht davon abhängig gemacht ist, daß

das Kind der Ausgleichsempfängerin Waisenrente bezieht°
bis

Voraussetzung des Bezugs einer Waisenrente nach dem BVG bee

treffe daher nicht ein Kind des Verstorbenen im Sinne des

1
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_ 4 _

5 45 Abs° 2 BVG" Die Vorschrift begünstigé
nur Witwen, welche

ein außereheliches oder nacheheliches Kind mit eigenem Waisen—

rentenanspruch hätten, Eine Witwe, die für ihr Kind sorge,

könne nicht deshalb ungünstiger behandelt werden, weil ihr

Kind außerhalb des Bundesgebiets lebe° Eine unterschiedliche

Beurteilung verstoße gegen Art° 3 Abs° 1 des Grundgesetzes

(GG), wonach alle Menschen vor dem Gesetz gleich zu behandeln

seien° Schließlich verweist die Klägerin auf die amtliche

Begründung zum BVG —
Bundestagsdrucksaché Nr° 1533 des Ersten

Deutschen Bundestags, 1. Wahlperiode 1949 So 59 —'wo in Bezug

auf 5 41 Abs° 1 Buchst. 0 BVG der Personenkreis der Witwen

mit rentenberechtigten oder bis zur Erreichung der Altersgrenze

berechtigt gewesenen Kindern abgegrenzt werde, Für den Bezug

der vollen Witwengrundrente genüge also der Anspruch auf

Waisenrente, selbst wenn diese nicht gezahlt werde°

Die Beklagte hat beantragt, die Revision der Klägerin aus den

zutreffenden Gründen des angefochtenen Urteils zurückzuweiseno

Die durch Zulassung (@ 162 Abs° 1Nr° 1 des Sozialgerichtsgeé

setzes éSGG@statthafte Revision ist form— und fristgerecht

eingelegt und begründet worden (@é 164 und 166 SGG) und daher

zulässig° Sie ist auch sachlich begründet°

Das BVG hat den Anspruch auf Witwengrundrente unterschiedlich

nach dem Lebensalter, nach der Erwerbsfähigkeit und nach der

Sorge der-Witwe für ein oder mehrere Kinder behandelt° In der

Zeit vom 1° Oktober 1950 bis 30, April 1957 hat das BVG zwischen
gekürzter und ungekürzter Witwengrundrente, wie folgt, unter—

schieden:
gekürzt ' ungekürzt

Ab 1°10‚1950 (Gesetz v° 20.12Q1950, 200— DM
.

400— DM
BGB].° I S” 791) (ruhend)

Ab 1,8„1953 (Gesetz v„ 7.8„1953‚ 20.— DM 40°—DM
BGBl° 1 So 862)

.
'

Ab 1.1„1955 (Gesetz v° 19.1„1955, 24„— DM 480— DM ’

„
BGBl° 1 so 25)

Ab 1.4„1956 (Gesetz vo 6„601956 ' 50°— DM 55«— DM
BGBl, 1 so 463)

Ab 1‚5„1957 (Gesetz v° 1.7,”957 nicht mehr = 70„— DM
BGBl" I 8° 661) gekürzt

In diese Zeiträume, in denen eine ungekürzte oder eine gemin—

derte Witwengrundrente gewährt werden konnte, fällt der von der
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_5._

.
1

Klägerin für die Zeit vom 1" August 1952 (Antrag) bis 50‚Juni

1954 (Beginn des anerkannten Anspruchs des Sohnes J”

Waisenrente nach dem BVG) geltend gemachte Witwenrentenan—

auf

spruch°

Bei der zugelassenen Revision ist das angefochtene
Urteil

im vollen Umfang sachlich—rechtlich (BSG° Bd° 5 S. 180) nach—

zuprüfen° Es kommt nicht darauf an, ob die gerügte Verletzung

materiellen Rechts gerade in den von der Revision vorgeä

brachten Punkten vorliegt° Der Senat hatte daher zu prüfen‚

ob die nicht angegriffenen tatsächlichen Feststellungen des

LSG„ es rechtfertigen, der Klägerin für die Zeit vom
‘

10 August 1952 bis 300 Juni 1954 die volle Witwengrundrente

von 40,—— DM zu versagen„ \

Nach der in der Zeit vom 1„ August 1952 bis 50° Juni 1954

in Kraft befindlichen Fassung des 5 40 BVG beträgt die
volle Grundrente der Witwe 40,— DM monatlich° Die Grunde

rente beträgt nur 20,— DM, wenn die Witwe weder das 400

Lebensjahr vollendet hat noch erwerbsunfähig ist, noch

für mindestens ein Kind im Sinne des 5 41 Abs„ 1 Buchstg 0

BVG zu sorgen hat (BVG ind° mit Wirkung v. 1„1001950 in

Kraft getretenen Fassung vom 708„1955 : a„F„)° 1

Das LSGo hat unangegriffen festgestellt, daß die Klägerhn

noch nicht 40 Jahre alt und auch nicht erwerbsunfähig ist„

Weiter hat das LSG° festgestellt, daß die Klägerin für das

Kind J=wr—— auch in der Zeit gesorgt hat, als sich dieses

in der Sowjétzone bei der Großmutter aufhielt° Das LSG„
hat

der Klägerin die ungekürzte Witwenrente von 40‚— DM für die

\Zeit vom 1° August 1952 bis 30° Juni 1954 versagt‚ weil die—

ses Kind in der genannten Zeit keine Waisenrente nach dem

BVG bezogen hat„
}

‘ 1
Für den Anspruch auf ungekürzte Witwengrundrente kommt es

also darauf an, ob der Tatbestand des % 41 Abs° 1 Buchstt
c

BVG erfüllt ist, dh" ob die Klägerin für mindestens ein

Kind des Verstorbenen im Sinne des 5 45 Abs° 2 BVG oder für

ein eigenes Kind zu sorgen hatte, das eine Waisenrente nrch
JLaw – Gesetze und Urteile

(mobile App)
JLaw – für Android

Kostenlos
Über 200 Gesetze
Über 100.000 Urteile JLaw – für iOS

Matthias Prinz
Rechtsanwalt www.prinz.law

H
inw

eis: A
uch Teile der U

rteilssam
m

lung sind als D
atenbank nach §§ 87a ff. U

rhG
 geschützt.

https://itunes.apple.com/de/app/apple-store/id1071207904?pt=117423805&ct=Stamped_PDFs&mt=8
https://play.google.com/store/apps/details?id=marly.jlaw
https://www.prinz.law
http://www.marly.de


dem BVG bezieht° Der am 14. Oktober 1942 geborene JLi___ W:i:

ist ein eheliches Kind (@ 45 Abs° 2 Nr. 1 BVG) des Verstorbe—

nen, Er ist ein gemeinschaftliches Kind aus der Ehe der

Klägerin mit dem Gefallenen und damit an sich auch ein "eigenes

Kind der Klägerin", Der in 5 41 Abs° 1 Buchst° 0 BVG umschrie—

bene Kreis von Kindern betrifft°drei Gruppen: Die Kinder

des Verstorbenen im Sinne des 5 45 Abs, 2 BVG, die eigenen

Kinder der Witwe und die dem Verstorbenen und der Witwe gemein—

schaftlichen Kindero

Streitig ist, ob der den rentenberechtigten Personenkreis ein—

schränkende Relativsatz "das eine Waisenrente nach diesem Ge—

setz bezieht" in @ 41 Abs. 1 Buchst. 0 BVG sich sowohl auf
das Kind des Verstorbenen, als auch auf das"eigene Kind der

Witwe" und schließlich auf ein beiden Elternteilen gemein—

schaftliches Kind beziehto

In der deutschen Sprache, die im Satzbau weitgehende Freiheiten

zuläßt, muß sich das bezügliche Fürwort nicht unbedingt auf das

unmittelbar vorhergehende Dingwort allein beziehen; der mit

dem Fürwort eingeleitete Nebensatz kann sich auch auf ein

zweites Dingwort beziehen, von dem mit dem Relativsatz die—
selbe Aussage gemacht werden soll° Entgegen der Ansicht des

LSG° und der Beklagten kann daraus, daß das Fürwort sich nicht

unmittelbar an das Bezugswort "eigenes Kind" anschließt, nicht

gefolgert werden, daß sich der Relativsatz auch noch auf das

vorausgegangene Dingwort "Kind des Verstorbenen" beziehen

müsse„ Die Worte “zu sorgen haben" mußten schon aus sprach—
lichen Gründen dem Bezugswort "eigenes Kind" noch vor dem

Relativsatz folgen, weil die Einschaltung eines 29 Worte um—
fassenden Relativsatzes sonst entgegen der Sprachregel den

Gedankenzusammenhang auseinandergerissen hätte (Gesellschaft

für deutsche Sprache, Fingerzeige für die Gesetzes— und Amts==

sprache (70 Aufl„, 1955), 8° 58.

Da mithin die grammatikalische Auslegung des Gesetzestextes

zu keiner Lösung führt, muß seine zutreffende Auslegung aus dem

Sinnzusammenhang abgeleitet werden. Jede Auslegung muß den Sinn

- 7 _
JLaw – Gesetze und Urteile

(mobile App)
JLaw – für Android

Kostenlos
Über 200 Gesetze
Über 100.000 Urteile JLaw – für iOS

Matthias Prinz
Rechtsanwalt www.prinz.law

H
inw

eis: A
uch Teile der U

rteilssam
m

lung sind als D
atenbank nach §§ 87a ff. U

rhG
 geschützt.

https://itunes.apple.com/de/app/apple-store/id1071207904?pt=117423805&ct=Stamped_PDFs&mt=8
https://play.google.com/store/apps/details?id=marly.jlaw
https://www.prinz.law
http://www.marly.de


der Rechtsvorschrift erfassen (Engisch, Einführung in das

juristische Denken19565° 71)° Bei demoft mehrdeutigen
Wortsinn darf die Auslegung einer Rechtsnorm nicht stehen

bleiben, sondern hat darüber hinaus weitere Kriterien, vor

allem den Zweck des anzuwendenden Gesetzes heranzuziehe■

(Lorenz, DRiZ 1959 S. 306 u° Siebert, Die Methode der Ge—

setzesauslegung 1958 8° 8 f und S° 40)° Wie bei arbeite?

rechtlichen Gesetzen der spezifische arbeitsrechtliche

Schutzzweck die ratio legis in den Vordergrund rückt

(Siebert a„a.0° S° 45), so ist für die Auslegung der Von—

schriften des Bundesversorgungsgesetzes der soziale Zweqk

maßgebend, den versorgungsberechtigten Personenkreis sinn—

voll abzugrenzen° \

Wird als Voraussetzung für den Anspruch auf ungekürzte

Witwengrundrente beim ehelichen Kind des Gefallenen der

Bezug einer Waisenrente nach dem BVG gefordert, so hat dies

zur Folge, daß der Witwe die volle Grundrente zu versagen

ist, wenn der gesetzliche Vertreter des Kindes es unterlas-

sen hat, Waisenrente zu beantragen, oder wenn das Kind seinen

Wohnsitz außerhalb der Bundesrepublik hat, weil die Rente

nur den in der Bundesrepublik wohnenden Deutschen zusteht

(@ 7 Nr, 1 BVG), und zwar auch dann, wenn die Witwe für
dieses Kind sorgt° Wenn auch grundsätzlich ein minderjähriges

Kind den gleichen Wohnsitz hat wie der noch lebende Eltern—

teil (@ 11 Abs. 1 Satz 1 BGB), so kann doch die Mutter für

das Kind einen anderen Wohnsitz, wie z.B° hier am Wohnort

seiner Großmutter außerhalb der Bundesrepublik, begründen

und beibehalten (@ 7 Absa 1 und 3«BGB)° Sorgt aber die Mütter

für dieses außerhalb der Bundesrepublik wohnende Kind, so
ist kein vernünftiger Grund dafür zu finden, ihr die unge—
kürzte Witwengrundrente nur deshalb zu verweigern, weil

dieses Kind infolge seines Wohnsitzes keine Waisenrente

nach dem BVG beziehen kann Für den Anspruch auf
Waisehrbnte

mag der Aufenthalt des Kindes in oder außerhalb der Bundes—
.republik rechtserheblich sein, nicht aber für den Anspruch

der Witwe auf ungekürzte Witwenrente° Schlechthin unvers tänd—

_
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lich wird die Vorschrift, wenn man sie auf ein von der Mutter

versorgtes Kind in der Bundesrepublik anwenden wollte, das

nur deshalb keine Waisenrente bezieht‚_weil kein Antrag auf

Waisenrente gestellt worden ist° Die Mutter würde in solchen

Fällen zweifach benachteiligt: einmal mittelbar durch den

Ausfall der Waisenrente, die in aller Regel von der Mutter

zum Unterhalt des Kindes verwandt wird, zum anderen durch

Versagen der ungekürzten Witwenrente, obgleich die Sorgelast

von der Mutter getragen wird. Der Nichtbezug einer Waisen—

rente nach dem BVG kann daher kein Grund sein, den Versorgungs—

schutz der Witwe zu beschränken, wenn sie für das Kind des

gefallenen Ehemannes sorgt°

Bezieht sich dagegen die den Witwenrentenanspruch einschränken—

de Voraussetzung des Bezugs einer Waisenrente nach dem BVG

nur auf die eigenen, vor— oder nachehelichen Kinder der Witwe,

die nicht Kinder des gefallenen Ehemannes sind, so besagt

die Einschränkung in sinnvoller Weise, daß die Witwe nur dann

die volle Witwengrundrente erhalten soll, wenn durch Bezug

der Waisenrente nachgewiesen ist, daß der Vater dieses von der

Witwe versorgten Kindes ebenso wie ihr Ehemann an einer Schä=

digungsfolge im Sinne des © 1 BVG gestorben ist° Bei dieser

Auslegung wird deutlich, daß die Sorge für das Kind eines

Gefallenen — mag der Vater der Ehemann oder ein anderer Mann

sein — allein das entscheidende Merkmal ist, das den Bezug

der vollen Witwengrundrente als Kriegsopferversorgung recht—

fertigt, Der Mutter soll nicht in jedem Falle der Sorge für

ein eigenes, nicht aus der Ehe mit dem Gefallenen stammendes„
Kind die ungékürzte Witwengrundrente gewährt werden, sondern

nur, wenn diese3'Kind einen anderen, gleichfalls Gefallenen

zum Vater hat.. ‘ ‘

Ist schließlich — wie hier — der Gefallene der verstorbene
Ehemann, von dem die Witwe die Versorgungswitwenrente ableitet,

ist also das Kind, für das die Witwe sorgt, beiden Elternteilen

gemeinschaftlich, so verliert gleichfalls das Erfordernis des

Bezugs einer Waisenrente seinen Sinn, weil die Sorge für ein

l— 9 m
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beiden Elternteilen gemeinschaftliches Kind für die Bemessung

der Witwenrente nicht ungünstiger beurteilt werden kann, als

..
393

die Sorge für ein anderes Kind des gefallenen Mannes. Auch in

diesem Fall besteht kein erkennbarer Grund dafür, die Mutter

in der Höhe der Witwengrundrente nur deshalb zu beschränken,

weil das aus der Ehe mit dem Verstorbenen stammende, von ihr

versorgte Kind, aus den genannten äußeren Gründen— Wohnsitz,

fehlender Antrag — keine Waisenrente nach dem BVG bezieht°

Dieser Auslegung, die sich aus dem Vergleich der
Auswirkungen

bei einem Kind des Verstorbenen, bei einem eigenen Kindv er

Witwe und bei einem gemeinschaftlichen Kind ergibt, stehen

die Materialien zum BVG nicht entgegen° Dafür, ob die mit

dem Satz "das eine Waisenrente nach dem BVG bezieht" gemachte

EinsChränkung des berechtigten Personenkreises sich nur
auf

die eigenen Kinder der Witwe oder auch auf die gemeinschaft—

lichen Kinder oder auch noch auf die Kinder des verstorbenen

Mannes bezieht, geben die amtliche Begründung zum Entwurf

zum BVG (Bundestagsdrucksache Nr° 1533) und die Protokolle

des 26, Ausschusses in den Sitzungen vom 26, September bis

12. Oktober 1950 zur Beratung des Entwurfs des BVG im Deutschen
Bundestag keinen Anhalt, Nach der amtlichen Begründung zu

5 40 BVG sollten die Grundrenten nur einen bescheidenen Aus—

gleich für den Verlust des Ehemannes dar-stellen° Zum Ausdruck

kam lediglich, daß einer Witwe über 40 Jahren oder mit Kindern

nicht zugemutet werden könne, eine Einschränkung der WitWen—

grundrente hinzunehmen (Protokoll der 57, Sitzung vom

11° Oktober 1950 S° 112 (A) bis 114 (B) insbesondere 80 115
(A), Auch die Verwaltungsvorschriften, die zur Auslegung mit

herangezogen werden dürfen, soweit sie mit dem Gesetz iijin—

klang stehen, gehen auf den Unterschied im Anspruch auf :

Witwengrundrente nach den Kindern des Verstorbenen und den

eigenen Kindern der Witwe nicht ein° Auch Wilke, der im

Anschluß an das Urteil des SG, Frankfurt vom 260 Oktober‘

1954 — Il — V 114/54 4 zu der Streitfrage Stellung nimmt
(BVBlo 1955 8° 64 Nr. 8), gibt keine Gründe dafür an, we —
halb der Gesetzgeber es bei einem Kind des Gefallenen, also

auch beim gemeinschaftlichen Kind zur Voraussetzung einer
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_ 30 „

ungekürzten Witwengrundrente gemacht haben sollte, daß das

Kind eine Versorgungswaisenrente bezieht, Wenn der Gesetz—

geber diejenige Witwe schlechter gestellt hat, die nur für

ein eigenes Kind sorgt, dessen Vater unabhängig von Kriegs—

ereignissen gestorben ist, weshalb es
in keinem Fall Ver—

sorgungswaisenrente beziehen kann, so folgt daraus nicht,

daß gleiches auch für die Witwe gelten müßte, die für ein

aus der Ehe mit dem Gefallenen stammendes Kind oder für ein

anderes Kind des gefallenen Mannes sorgt, das nur wegen'

Fehlens persönlicher Anspruchsvoraussetzungen keine Waisen—

rente nach dem BVG bezieht° Dem Gesetzgeber — das folgt aus
dem Zweck des BVG — kam es offensichtlich allein darauf an,

einen allgemein für Witwen unter 40 Jahren normierten Nach—

teil bei Bemessung der Witwenrente (% 40, 2, Halbsatz BVG n,F„)

nicht auch den Witwen aufzuerlegen, die für ein Kind zu sor—

gen haben, dessen Vater gefallen ist,

Das LSG. hat mithin den Personenkreis, der Anspruch auf die

ungekürzte Witwengrundrente hat, enger gezogen, als die sinn—

gemäße Auslegung des Gesetzes es zuläßt° Dazu kommt, daß der

Bezug einer gekürzten Witwengrundrente (20‚—— DM) eine Aus—

nahme von dem grundsätzlichen Bezug der.vollen Witwengrund—

rente (40,—— DM) darstellt, und daß Ausnahmen von dieser
Ausnahme zumindest dann weit auszulegen sind, wenn sie dem

Regeltatbestand nahekommen° Eine Frau, die für ein Kind zu

sorgen hat, ist meistem;im Erwerbsleben nicht weniger be—

hindert, als eine kinderlose Frau, welche das 40, Lebensjahr

vollendet hat (so Protokoll der 37, Sitzung des Bundestagse

ausschusses vom 11, Oktober 1950 (aoaoo° S° 113 (A)), Wenn
aber die mangelnde Wettbewerbsfähigkeit im Erwerbsleben dadurch

verursacht wird, daß die Witwe das Kind eines Gefallenen zu
betreuen hat, so verdient[ nach der Auffassung des Senats unter

mehreren möglichen Gesetzesauslegungen diejenige den Vorzug,

welche dieser Beeinträchtigung Rechnung trägt, Da die Witwe

für das damals in der Sowjetzone lebende Kind des Verstorbenen

gesorgt hat und das Kind zu dem in 5 45 Abs, 2 BVG bestimmten
Kreis von Kindern gehört, steht der Klägerin der Anspruch auf'die
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' ungekürzte Witwengrundrente (@ 40 LV° mit © 41 Abs„ 1 Buch—

stabe 0 BVG aoFo) zu°

Mithin hat das LSG° mit seiner Auslegung dieser Vorschriften

das Gesetz verletzt° Da das angefochtene Urteil hierauf be—

ruht, muß die Revision der Klägerin zu seiner Aufhebung füh—

ren„

Nach @170 Abs„ 2 Satz 1 SGGkonnte der Senat in der Sache
selbst entscheiden; denn die tatsächlichen Feststellungen

des LSG„ erfassen alle Tatbestandsmerkmale, von denen der

Anspruch auf ungekürzte Witwengrundrente abhängt (@ 40 und 5 41

BVG' in der Fassung vom 2O„1201950 und vom 7„8„1953)°

Die Berufung der Beklagten gegen das Urteil des SG° Hamburg

vom 15° November 1954 ist soweit unbegründet und deshalb .

zurückzuweisen° Das SG„ hat zwar der Klägerin ohne erkenn—

baren Grund die Witwenrente von 40,—— DM erst ab 1„ September

1952 (statt vom Beginn des Monats der Antragstellung, das

ist vom 1. August 1952 an) zugesprochenc Wegen des Verbots

der reformatio in peius und weil die Klägerin das Urteil

des SG° nicht angefochten hat (@ 125 SGG in Verbindung it
5 536 Zivilprozeßordnung) ist der Senat jedoch gehindert‚
die Beklagte schlechter zu stellen, als sie nach dem Urteil

des SG° stand°
_

Die Kostenentscheidung beruht auf @ 193 SGG—° [
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